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Mit einem HQffen en Brief 11 an den Bayerischen Vi inisterprä

sidenten Strauß, Herrn Sozialminister Pirkl und a ~ Herrn 
F . . . t Streiblt. t I . d H .. l B . k ··t· 1nanzm1n1s er protes 1er ngr1 aus er, ez1r sra in 

der GRÜNEN im obbo Bezirkstag, gegen einschneidende Spar

maßnahmen im Bereich der Heiloädagogischen Tagesstätten. 

Der Verband der bayerischen Bezirke hat zum 31o1Z.82 die 

Pflegesätze gekündigt o Der derzeitige Verhandlungsstand 
weist auf dr a stische Sparmaßnahmen hin~ 11 Eine Reduzierung 

der Gruppenschlüssel von derze it 1,5 -2 auf 1,5 bedeutet 

in der Praxis, daß ein Erzieher neun ZoTo schwerbehinder

te Kinder betreuen, fördern und pflegen soll," schreibt 

Frau Häusler u.a. Seither konnte e in relativ guter Personal

schlüssel nur dadurch gewährleistet werden, weil die 11 nicht-. 
medizinischen Fach dienste" Betreuu~gs- und Förderstun den 

an Gruppenerzieher abgegeben hab~n. :Aber auch bei diesen 

Fachdiensten soll der Personalschlüssel extrem r eduziert 

werden! Di e s bedeutet eine gravierende Verschlechterung des 

Re chtsanspruchs a uf Eingliederungshilfe Behinderter! 



 

Frau Häusler wendet sich deshalb an die genannten Mini 

ster, weil die Bayerische Staatsregierung den Kommunen 

gewaltige finanzielle Belastungen aufbürdet, zugunsten 

einer Sanierung des Staatshaushalts! Zusätzlich wird 

die Finanzkraft der Kommunen durch eine drastische Kür

zung cles 11 Komrnunalen Finanzausgleiches11 geschmälert. 

Auch entstehen durch eine Änderung des Bundessozialhilfe

gesetzes bei den bayerischen Bezirken Mehraufwendungen 

von 130 ,35 Mill. DM! 

Die GRÜNEN protestieren gegen diese Politik des 11 künstli

chen lJachstums 11 durch 11 Umverteilung von unten nach oben 11 ! 

Der Staatshaushalt nimmt um zwei Prozent zu, während man 

den Kommunen eine fünfprozentige Kürzung z umutet! Die ka 

tastrophale Einsch~änkung der Behindertenarbeit ist un

mittelbare Folge · dieser finanziellen Auszehrungen. Es 

.ist µnzumutbar, wenn ausgerechnet kleine und mittelgroße 

teilstationäre Einrichtungen, deren Arbeit uneingeschränkt 

als erfolgreich bezeichnet werden kann, 11 weggespart 11 wer

rlen soll en. 

-Frau H~usler verweist noch auf den "2. Bayerischen Landes

plan für Behinderte", in dem die Bayerische Staatsregierung 

vers pricht, daß sie sich für die (inzwischen erfolgte) 

Korrektur des 2. Haushaltsstrukturgeset~es einsetzt, wel- ' 

ches Eltern behinderter Kinder für den Besuch einer Tages

stä tte gewaltige finanzielle Mehrbelastungen aufbürden woll~ 

te. Die derzeitigen Sparmaßnahmen wirken sich fast noch ka

tastrophaler aus! 

Ingrid Häusler 



stMtte besuchPn, Gies trifft beson~ers berufstYtige und 

alleinstehpnrn P~ttPr , 

Ic~ orotestiPrP nr~~~ rliese gravi~renrp Verschlechterung 
~PS Rerhtsansoruch,• auf Einqlin~erunqshilfe Bohinderter . 

An Sie, Hprr Strau~, wenrte ich mich aus fol9enden Gründen : 

- Die Ausgaben der Bezirke sind auch deshalb so gewaltig 

gestiegen, we;l die ~~yerische Staatsregierung den Kom

!l!.l.l.D.~!L._geualtige finanzielle_§elastungen ayfbürde~ 

ouosten einer Sanierung des Staatahaushalts.(SZ v. 0.12.02, 
14,1.83)Zusätzlich bekommen die Kommunen 20L Mill. !'lark 

weni~er im sog. "Kommunalen Finanzausgleich), Durch eine 
Ä~fa run~ ~es Bundessozialhilfegesetzes entstehen bei den 

bayeris,hen Bezirken Mehraufwendungen von 130,35 Mill. 

0!'11 (SZ v, 3.12,82) 
Es ist offensichtlich: Die katastrophale (inschra niung 
in ~er Behinde~tenarbeit ist unmittelbare folge dieser 

finanziellen AuszehrY.!l!ll 

Es ist unannehmbar, daß ausgere~hnet kleine und mittel
große, teilstationäre Einrichtungen, deren Arbeit unein
geschränkt als erfol greich bezeichnet werden kann, "weg
gesoart" werden sollen. Diese Einrichtungen verhindern 
in sehr vielen fällen die weitaus teurere (unmenschliche) 
vollstationäre Anstaltsunterbringung, b.z .w, zHgern diese 

weit hinaus. Nicht umsonst ist die Zahl der Heimeinweisun

qen in den letzten Jahren zurückgegangen. 

Ich verweise auf den "Zweiten Bayerischen Landesclan Für 
Bi;,"iin~P.r te . " Dort steht (S,87): "Die Me'irbelastung, die 

••• du rch ras 2. Haushaltsstrukturgesetz rlen Eltern ••• 
r u r den Besurh (des Ki ndes) einer Taqesstätte aufgebürdet 
wird, ist sozial oolitisch nicht vertretbar. Die Staatsre

gieruno uirk t daher auf eine baldmtiqlichste Korrektur des 
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Betreff: "Of: ~nel ~rief" -~n. die Bayerisc he Staatst'eyierung, 
He~.-r, l'lin1slerpras1rtent Strauß, Herrn Sodalmin;, 
ste, P1rkl, Her1n Fin~nzminister Str~ibl 

Sehr geehrter Herr Strauß, 

wieder einmal sol l en überprooortionale Sparmaßnahmen im Be

reich der Heilpädagogischen Tagesstätten vorgenommen wer
den ! Der Verband der bayerischen Bezirke als Kostenträger 
hat zum 31,12.82 die Pflegesätze gekündigt. Der cerzeitige 
VerhandlunQsstsnd weist auf drastische Sparmaßnahmen hin, 

u,a. durch 

- eine Reduzierung des Gruppenschlüssels (bisher 1,5 - 2) 
auf 1,5. Das bedeutet, daß e in Erzieher neun z.T. schwer 
behinderte Kinder betreuen, fördern und pflegen sol l! 

- eine ext r eme Reduzierung der "nichtme dizinischen Fach
dienste", Gera~e di~se Fachdienste haben - durc h Mbgeban 

von Stunden an Erzieher - sei t her zur Aufrech t erhaltung 
rtes notwendigen Persona l -Schlüsse ls von 1 : 2 bei9etr agenl 

- die qeplante Schließung der Tagesstätten in den Schulfe

rien, falls nicht mindestens 1/3 der Kinder die Tages-



 

GesP-tzes hi n ." - Uas Gesetz ist zwar korrigiert wo rden., 
aher rlie Auswirkungen de r derzeitigen SparmaOnahmen sind 
fast noch katastrophaler! Können schwerbehinderte Kinder 
über haupt noch in den Ta gesstätten bleibenY Wird den ll 
tern nichts anderes übrig bleiben, als die dr i nge nd not
~nrlige Zwe itkrafi selbst zu bezahlen? Wo b le ib t dann 
die vielbeschworene "Gleichheit vo r dem Gesetz" , schließ
lich haben qesunde Ki nder auch Nachmittagsunterricht, oh
ne daß diP- lltern dafür bezahlen müssenl 

Mit freundlichen Grüßen 




